
Absender:  ______________________________________________________ 
  [hier Name, Vorname und Anschrift eintragen] 
 

An 

  

  

  

 

 

Datum: _________________ 

 

Forderung auf Schadensersatz wegen der unerlaubten Weitergabe 

Datenpanne - Dienstleister der Berliner Verkehrsbetriebe (BVG)  

Ihr Schreiben vom ________________________ 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

bezugnehmend Ihrem o.g. Benachrichtigungsschreiben zeigen ich meine Betroffenheit von 
der Datenpanne Ihnen gegenüber an. 

Sie bestätigen, dass meine Daten an unberechtigte Dritte weitergegeben wurden. 

Durch die Datenpanne/das Datenleck bei Ihrem Unternehmen – Ihrem Dienstleister, bei 
dem es zu einem Verlust meiner Daten kam, habe ich Ängste und Befürchtungen, dass ein 
Missbrauch meiner Daten erfolgen wird. 

Gemäß Art. 82 Abs. 1 der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) führt die unerlaubte 
Weitergabe meiner Daten zu einem Anspruch auf Schadensersatz. 

Nach dem aktuellen Urteil des Bundesgerichtshofes (BGH) vom 11.02.2025 – Az. VI ZR 
365/22 – begründet der Kontrollverlust über personenbezogene Daten einen Schaden nach 
Art. 82 DSGVO.  

Allein die Überlassung von personenbezogenen Daten an unbefugte Dritte stellt einen 
Schaden im Sinn der DSGVO dar. Ein Nachweis eines konkreten Schadens ist nicht 
erforderlich, d.h. über den Kontrollverlust hinausgehende weitere Befürchtungen / 
Persönlichkeitsverletzungen müssen nicht nachgewiesen werden. Dies belegt auch die 
Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes (EuGH). 



In ähnlichen Fällen haben verschiedene Gericht den Betroffenen Schadensersatzansprüche 
in Höhe von bis zu 1.000 Euro zugesprochen. So bspw. das Landgericht Lübeck, mit seinem 
Urteil vom 04.10.2024 – Az. 15 = 216/23, das Landgericht Zwickau (Urteil v. 14.09.2022, Az.: 
7 0 334/22), das Landgericht Gießen (Urteil vom 30.09.2022, Az.: 3 O 256/22)  oder auch das 
Oberlandesgericht (OLG) Hamm mit seinem Urteil vom 24.07.2024 – Az. 11 U 69/23. 
 
In meinem Fall halte ich diesen Betrag für angemessen. 
 
Zudem fordere ich Sie auf, es gemäß §§ 1004 Abs. 1 Satz 2 in Verbindung mit 823 Abs. 1 und 
2 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) sowie Art. 5 und 6 DSGVO zu unterlassen, auf meine 
Person bezogene Daten unbefugten Dritten zugänglich zu machen und dies entsprechend 
zu erklären. Ich behalte mir vor, Sie diesbezüglich im Rahmen einer strafbewehrten 
Unterlassungserklärung durch einen Rechtsbeistand abmahnen zu lassen. 
 
Vorsorglich weise ich darauf hin, dass ein Verstoß gegen diese Unterlassungsaufforderung / 
-Erklärung eine Vertragsstrafe nach sich ziehen kann. Außerdem verlange ich gemäß Art. 15 
Abs. 1 lit. c) DSGVO Auskunft darüber, welche auf mich bezogenen Daten Sie im Zuge des 
Vertragsschlusses und der Bearbeitung meines Vertrages wann und an wenn weitergegeben 
haben. 
 
Ich erwarte Ihre Rückmeldung, insbesondere die Abgabe der Unterlassungserklärung, die 
geforderten Auskünfte sowie die Zahlung des Schadensersatzes durch Überweisung auf das 
nachfolgende Konto: 
 
Kontoinhaber:    

IBAN:    

Bank:   

binnen vier Wochen nach Erhalt dieses Schreiben, spätestens jedoch bis 
 
 

______________________ 
 
 
Sollten die Frist zur Zahlung, zur Abgabe der Unterlassungserklärung und des 
Auskunftsanspruchs fruchtlos verstreichen, werde ich ohne weitere Aufforderung einen 
Rechtsbeistand beauftragen meine Rechte und Forderungen auf dem Gerichtsweg geltend 
zu machen. Da Sie sich dann in Verzug befinden, sind Sie verpflichtet, die durch die 
Beauftragung eines Rechtsanwalts anfallenden Kosten zu tragen. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
  

Unterschrift 


